
Die griechischen Behörden hätten in ihrer Antwort auf das
Mahnschreiben der Kommission anerkannt, dass Art. 15 Abs. 2
nicht beachtet worden sei, und sich verpflichtet, den erforderli-
chen Bericht im Juni 2006 zu übermittelt. Was jedoch die Ein-
haltung der Verpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie
angehe, schwiegen die griechischen Behörden, obwohl die Kom-
mission in ihrem Mahnschreiben in Zweifel gezogen habe, dass
die Hellenische Republik ihre Verpflichtungen aus diesem Arti-
kel erfüllt habe.

Aus der Prüfung des Berichts, der schließlich im Juni 2006 über-
mittelt worden sei, sei hervorgegangen, dass die Hellenische Re-
publik ihren Verpflichtungen aus den Art. 5 Abs. 1 und 15
Abs. 2 der Richtlinie 2000/60 noch nicht nachgekommen sei.
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Verfahrenssprache: Slowenisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: N. Yerrell und D. Kukovec)

Beklagte: Republik Slowenien

Anträge

Die Kommission beantragt,

— festzustellen, dass die Republik Slowenien dadurch gegen
ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 2004/50/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004
zur Änderung der Richtlinie 96/48/EG des Rates über die
Interoperabilität des transeuropäischen Hochgeschwindig-
keitsbahnsystems und der Richtlinie 2001/16/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates über die Interoperabilität
des konventionellen transeuropäischen Eisenbahnsystems
(ABl. L 164, S. 114) verstoßen hat, dass sie die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie nachzukommen, nicht erlassen oder jedenfalls der
Kommission nicht mitgeteilt hat;

— der Republik Slowenien die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 2004/50/EG in inner-
staatliches Recht sei am 29. April 2006 abgelaufen.

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 15. Mai
2007 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'Etat [Bel-

gien]) — Clear Channel Belgium SA/Ville de Liège

(Rechtssache C-378/06) (1)

(2007/C 170/33)

Verfahrenssprache: Französisch

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechtssa-
che angeordnet.
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